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         1   Vorwort

         
            Kinder kosten Geld. Bis ein Kind volljährig ist, fallen laut Statistischem Bundesamt im Durchschnitt rund 165.000,– € allein an Konsumausgaben für den Nachwuchs an. Dabei müssen die Eltern bis zum Schuleintritt jährlich rund 6.000,– € für ihr Kind aufbringen. Je älter das Kind wird, desto höher werden die Ansprüche und die Kosten. Vor allem in Zeiten gestiegener Energiekosten und einer hohen Inflation sind viele Eltern mit dem Problem konfrontiert, die täglich anfallenden Kosten zu finanzieren.

            Die gute Nachricht: Die Kosten für ihr Kind müssen Eltern nicht allein tragen. Rund ein Drittel der Ausgaben für ein Kind übernimmt der Staat. In den vergangenen Jahren ist die finanzielle Förderung der Familien zwar deutlich angestiegen, sie erfolgt allerdings in einem zunehmend verwirrenden System von direkten Zuschüssen, indirekter Förderung im Rahmen der Sozialversicherung und durch Steuernachlässe. Wer Familienförderung in der Praxis in Anspruch nehmen will, steht vielfältigen Fördermaßnahmen, komplizierten Anspruchsvoraussetzungen und einer teilweise undurchsichtigen Bürokratie gegenüber.

            Viele Familien haben das Problem, sich im Dickicht der verschiedenen Ansprüche und Hilfearten und in der verwirrenden Zuständigkeit der verschiedenen Behördenapparate und Institutionen zurechtzufinden. Oder weißt du aus dem Stegreif, wann du einen Kinderzuschlag, Unterhaltszuschuss für Alleinerziehende oder Rehabilitationshilfen für Kinder bekommen kannst und an welche Stelle du dich gegebenenfalls wenden musst? Noch komplizierter wird es, wenn es im Rahmen der einzelnen Hilfearten um ganz konkrete Einzelfragen oder um die steuerliche Förderung der Familie geht.

            Dieser Ratgeber will Familien eine fundierte und umfassende Orientierungshilfe geben. Es werden die verschiedenen Hilfearten aufgezeigt, die zuständigen Behörden benannt und die komplizierten Anspruchsvoraussetzungen erläutert. Die Hinweise auf Fristen, einzuhaltende Formalitäten und beizubringende Unterlagen sollen helfen, die gesetzlichen Ansprüche durchzusetzen. Du erhältst Tipps und Ratschläge, wie du dir einen genauen Überblick über die Rechtslage verschaffen und deine Rechte und Ansprüche durchsetzen kannst.

            Beachte auch, dass du gegenüber Behörden einen gesetzlich verankerten Anspruch auf Beratung und Auskunft hast. Jeder Leistungsträger muss dich in einer konkreten Angelegenheit umfassend mündlich und schriftlich beraten. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch darauf, dir den für die jeweilige Sozialleistung zuständigen Leistungsträger zu benennen sowie zu allen Sach- und Rechtsfragen Auskunft zu geben, die im Zusammenhang mit einer Leistung von Bedeutung sind.

            Nutze also auch diese Möglichkeiten.

            Dr. Otto N. Bretzinger

         

      

      
         2   Mutterschaftsgeld vor und nach der Geburt

         
            
            Erwerbstätige Frauen haben unabhängig von ihrem Versichertenstatus während der Schutzfristen vor und nach der Entbindung sowie für den Entbindungstag Anspruch auf Mutterschaftsgeld von der Krankenkasse bzw. vom Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS). Darüber hinaus sind sie durch den Arbeitgeberzuschuss finanziell abgesichert.

         
            !

            
               Tipp: Weitere Informationen zum Mutterschaftsgeld enthält die Broschüre »Mutterschutzgesetz – Leitfaden zum Mutterschutz« des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Glinkastraße 24, 10117 Berlin. Im Internet gibt es den Ratgeber unter www.bmfsfj.de zum Herunterladen.

         

         
            2.1   Mutterschaftsgeld der gesetzlichen Krankenversicherung

            
               
               Stehen Frauen in einem Beschäftigungsverhältnis und sind sie Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung, haben sie während der Schutzfristen Anspruch auf Mutterschaftsgeld von täglich 13,– € von ihrer Krankenkasse und einen Zuschuss ihres Arbeitgebers zum Mutterschaftsgeld. Die Schutzfrist beginnt sechs Wochen vor dem errechneten Entbindungstermin und endet normalerweise acht Wochen nach der Geburt des Kindes. Bei Mehrlings- oder Frühgeburten verlängert sich die Schutzfrist auf zwölf Wochen nach der Geburt.

            Anspruch auf Mutterschaftsgeld haben Frauen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, unabhängig davon, ob sie dort kraft Gesetzes oder freiwillig versichert sind. Kein Mutterschaftsgeld von der gesetzlichen Krankenversicherung erhalten Frauen, die in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, aber privat krankenversichert sind. Sie erhalten das Mutterschaftsgeld vom Bundesamt für Soziale Sicherung.

            Frauen, bei denen erst nach Beginn der Schutzfrist das Arbeitsverhältnis beginnt, haben Anspruch auf Mutterschaftsgeld ab dem Beginn des Arbeitsverhältnisses, wenn sie bei Beginn des Arbeitsverhältnisses Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung sind.

            
               !

               
                  Tipp: Kündigt der Arbeitgeber wirksam während der Schutzfristen das Arbeitsverhältnis, besteht weiterhin Anspruch auf Mutterschaftsgeld und Arbeitgeberzuschuss und zwar in der Höhe, des Anspruchs, der der Beschäftigten vor dem Ende des beschäftigten Arbeitsverhältnisses zustand. Zwar besteht dann ab dem Ende des Beschäftigungsverhältnisses kein Anspruch auf Zahlung des Arbeitgeberzuschusses, das Mutterschaftsgeld wird jedoch ab Beendigung des Arbeitsverhältnisses bis zum Ende der Schutzfrist gezahlt.

            

            Endet das Beschäftigungsverhältnis (etwa wegen der Befristung des Arbeitsvertrags) unmittelbar vor Beginn der Schutzfrist vor der Entbindung und war die Arbeitnehmerin am letzten Tag des Beschäftigungsverhältnisses Mitglied der Krankenkasse, erhält sie Mutterschaftsgeld in Höhe des Krankengelds.

            In welcher Höhe Mutterschaftsgeld gezahlt wird, hängt von dem um die gesetzlichen Abzüge verminderten Arbeitsentgelt der letzten drei abgerechneten Kalendermonate ab. Es beträgt jedoch höchstens 13,– € pro Kalendertag; den Rest, also den Unterschied zwischen den kalendertäglichen 13,– € und dem letzten Einkommen, bezahlt der Arbeitgeber.

            
               »

               
                  Beispiel: Kirsten Müller hat vor Beginn der Schutzfrist in den letzten drei Monaten jeweils 850,– € netto verdient. Umgerechnet auf einen Kalendertag sind das 28,33 € (850,– € × 3 : 90 Tage). Sie erhält 13,– € pro Kalendertag von ihrer Krankenkasse und den Arbeitgeberzuschuss.

            

            Auch Frauen, die eine geringfügige Beschäftigung ausüben, also bis aktuell (2026) 603,– € pro Monat verdienen und selbst Mitglied in der gesetzlichen Krankenversicherung sind, haben Anspruch auf Mutterschaftsgeld in Höhe von täglich bis zu 13,– € von ihrer Krankenkasse und auf einen Zuschuss zum Mutterschaftsgeld von ihrem Arbeitgeber.

            
               »

               
                  Beispiel: Tina Melcher arbeitet in einem Minijob und ist gesetzlich krankenversichert. Sie hat vor Beginn der Schutzfrist in den letzten drei Monaten jeweils 360,– € netto verdient. Umgerechnet auf einen Kalendertag sind das 12,– €. Sie erhält 12,– € pro Kalendertag von ihrer Krankenkasse. Daneben hat sie Anspruch auf den Arbeitgeberzuschuss in Höhe der Differenz zu ihrem durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelt.

            

            
               !

               
                  Tipp: Minijobberinnen, die nicht selbst Mitglied in der gesetzlichen Krankenversicherung sind (beispielsweise wenn sie als Ehefrau familienversichert sind), erhalten das Mutterschaftsgeld in Höhe von bis zu 210,– € vom Bundesamt für Soziale Sicherung und gegebenenfalls einen Zuschuss zum Mutterschaftsgeld von ihrem Arbeitgeber.

            

            Für arbeitslose Frauen gilt Folgendes:

            Frauen, die bei Beginn der Schutzfrist arbeitslos oder als Bezieherin von Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit oder nach beruflicher Weiterbildung nach dem SGB III gesetzlich krankenversichert sind, erhalten Mutterschaftsgeld von der gesetzlichen Krankenkasse. Die Höhe des Mutterschaftsgeldes entspricht dem Betrag des Arbeitslosengeldes bei Arbeitslosigkeit oder bei beruflicher Weiterbildung nach dem SGB III, den die Versicherte vor Beginn der Schutzfrist vor der Entbindung erhalten hat.

            Werdende Mütter, die Grundsicherungsgeld (früher Bürgergeld) beziehen, erhalten ab der zwölften Schwangerschaftswoche bis zum Ende des Monats, in welchen die Entbindung fällt, zusätzlich einen Mehrbedarf in Höhe von 17 % des maßgebenden Regelbedarfs (z.B. für Alleinstehende 17 % von 563,– € = 95,71 €). Darüber hinaus werden auf Antrag gesonderte Leistungen zur Erstausstattung für Bekleidung und Erstausstattung für Gegenstände bei Schwangerschaft und Geburt durch die Jobcenter erbracht.

         

         
            2.2   Zuschuss des Arbeitgebers

            
               
                  
               

            

            Frauen mit Anspruch auf Mutterschaftsgeld erhalten während ihres bestehenden Arbeitsverhältnisses für die Zeit der Schutzfristen sowie für den Entbindungstag von ihrem Arbeitgeber einen Zuschuss zum Mutterschutzgeld. Dieser ist so bemessen, dass er die Differenz zwischen 13,– € und dem durchschnittlichen kalendertäglichen Nettolohn ausgleicht. Der Zuschuss wird immer zu dem Termin fällig, zu welchem zuvor das Arbeitsentgelt fällig war. Keinen Anspruch auf den Zuschuss haben selbstständig erwerbstätige und arbeitslose Frauen. Ebenfalls keinen Anspruch haben Frauen während des Zeitraums, in dem sie Elternzeit in Anspruch nehmen.

            
               »

               
                  Beispiel: Kirsten Kaiser hat vor Beginn der Schutzfrist in den letzten drei Monaten jeweils 960,– € netto verdient. Umgerechnet auf einen Kalendertag sind das 32,– € (960,– € × 3 : 90 Tage). Sie erhält 13,– € pro Kalendertag von ihrer Krankenkasse und weitere 19,– € von ihrem Arbeitgeber als Zuschuss.

            

            Neben der regelmäßigen festen Vergütung (Monats-, Wochen- oder Stundenlohn) und den regelmäßig gezahlten leistungsabhängigen Entgeltbestandteilen (z.B. Provisionen) zählen auch Zulagen (z.B. Erschwerniszulagen) und Zuschläge (z.B. für Überstunden) zum Arbeitsentgelt, die berücksichtigt werden müssen. Übt die Frau neben einer hauptberuflichen Tätigkeit noch eine Nebentätigkeit aus, so sind auch die Nebentätigkeitsbezüge für die Berechnung des Arbeitsentgelts zu berücksichtigen. Der Arbeitgeberzuschuss ist von den Arbeitgebern anteilig in dem Verhältnis zu zahlen, in dem die Nettobezüge zueinander stehen.

            Ist das Arbeitsverhältnis während der Schwangerschaft oder während der Schutzfrist nach der Entbindung ausnahmsweise zulässig aufgelöst worden, so finanziert der Bund (Bundesamt für Soziale Sicherung) den Zuschuss. Eine zulässige Auflösung liegt vor, wenn der Arbeitgeber nach Zustimmung der Aufsichtsbehörde das Arbeitsverhältnis gekündigt hat. Ein Arbeitsverhältnis kann während der Schwangerschaft durch Auflösungsvertrag beendet werden. Dann entfällt jedoch der Anspruch auf Mutterschaftsgeld. Bei einem zulässig aufgelösten Arbeitsverhältnis zahlt die Krankenkasse den Zuschuss für ihre Mitglieder oder das Bundesamt für Soziale Sicherung an familien- und privat krankenversicherte Arbeitnehmerinnen (vgl. unten). Der Zuschuss wird bis zum Ende der Schutzfrist nach der Entbindung gezahlt.

            
               !

               
                  Tipp: Schwangere Frauen sollten sich vor einem Auflösungsvertrag umfassend über die rechtlichen Konsequenzen beraten lassen.

            

            Ebenfalls vom Bund finanziert wird der Arbeitgeberzuschuss, wenn der Arbeitgeber in Insolvenz gegangen ist und daher seine Zahlungsverpflichtungen nicht erfüllen kann.

            Bestand zwischen der Arbeitnehmerin und ihrem Arbeitgeber ein befristetes Arbeitsverhältnis, das nach Beginn der Mutterschutzfrist endet, so wird bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses Mutterschaftsgeld und der entsprechende Arbeitgeberzuschuss gezahlt. Anschließend erhält die Frau von der Krankenkasse Mutterschaftsgeld, und zwar in Höhe des Krankengeldes bis zum Ende der Mutterschutzfrist.

         

         
            2.3   Mutterschaftsgeld für familien- und privat krankenversicherte Arbeitnehmerinnen

            
               
                  
               

            

            Arbeitnehmerinnen, die nicht selbst Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse sind, zum Beispiel privat krankenversicherte oder in der gesetzlichen Krankenversicherung familienversicherte Frauen, erhalten ein verringertes Mutterschaftsgeld. Es beträgt einmalig 210,– €. Das Mutterschaftsgeld zahlt nicht die Krankenkasse, sondern das Bundesamt für Soziale Sicherung.

            
               !

               
                  Tipp: Wenn du privat krankenversichert bist, solltest du dich mit deiner Versicherung in Verbindung setzen und dich danach erkundigen, welche Leistungen du aufgrund deines Versicherungsvertrags erhältst.

            

         

         
            2.4   Steuer und Sozialversicherung

            
               
                  
               

            

            Das Mutterschaftsgeld und der vom Arbeitgeber zu zahlende Zuschuss zum Mutterschaftsgeld sind steuer- und sozialabgabenfrei. Sie werden aber in den steuerlichen Progressionsvorbehalt einbezogen. Dies bedeutet: Das Mutterschaftsgeld und der Zuschuss des Arbeitgebers selbst werden zwar nicht besteuert, bewirken damit aber eine Erhöhung des prozentualen Steuersatzes bei den anderen zu versteuernden Einnahmen.

            Solange Anspruch auf Mutterschutzgeld besteht, bleibt die Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung beitragsfrei erhalten. In der Rentenversicherung sind zwar vom Mutterschaftsgeld keine Beiträge zu leisten, allerdings können bei einem der Elternteile die Zeiten der Kindererziehung als Pflichtbeitragszeiten anerkannt werden. In der Arbeitslosenversicherung besteht uneingeschränkte Versicherungspflicht während des Mutterschaftsgeldbezugs.

         

         
            2.5   Antrag

            
               
                  
               

            

            Das Mutterschaftsgeld muss bei der Krankenkasse beantragt werden, der Zuschuss beim Arbeitgeber. Das Mutterschaftsgeld kann frühestens sieben Wochen vor dem errechneten Entbindungstermin beantragt werden, da die notwendige Bescheinigung des Arztes frühestens eine Woche vor Beginn der Schutzfrist ausgestellt werden darf. Im Antrag muss das Nettogehalt angegeben und belegt werden. Unter Umständen zahlt die Krankenkasse einen Teil des Mutterschaftsgelds auch als Vorschuss.

            
               !

               
                  Tipp: Das vom Bundesamt für Soziale Sicherung zu zahlende Mutterschaftsgeld wird ebenfalls nur auf Antrag gewährt. Der Antrag ist an das Bundesamt für Soziale Sicherung (Mutterschaftsgeldstelle), Friedrich-Ebert-Allee 38, 53113 Bonn, zu richten. Antragsformulare stehen auch im Internet zur Verfügung (www.bundesamtsozialesicherung.de).

            

         

      

      
         3   Kindergeld für alle Arbeitnehmer

         
            Der Anspruch auf Kindergeld ist im Einkommensteuergesetz geregelt. Denn es ist eine Ausgleichszahlung, um das steuerliche Existenzminimum des Kindes zu sichern.

         
            3.1   Zielsetzung von Kindergeldzahlungen

            Das Existenzminimum des Kindes muss nach dem Willen des Bundesverfassungsgerichts steuerfrei bleiben. Das Kindergeld soll somit die Grundversorgung für jedes Kind gewährleisten. Es ist ein Ausgleich dafür, dass durch die Besteuerung des Einkommens der Eltern auch das Existenzminimum des Kindes besteuert wird. Dieses Existenzminimum soll durch das Kindergeld gesichert werden. Das Kindergeld ist quasi eine Vorauszahlung auf die Steuererstattung, die wegen der Steuerfreiheit des Existenzminimums des Kindes sonst am Ende des Jahres fällig wäre. Somit handelt es sich beim Kindergeld eigentlich auch nicht um eine staatliche Sozialleistung, sondern um eine steuerliche Ausgleichszahlung.

            Da das Existenzminimum des Kindes steuerfrei bleiben muss, gibt es Kinderfreibeträge. Während des Jahres wird für das Kind nur Kindergeld gezahlt. Erst im Rahmen der jährlichen Steuerveranlagung überprüft das Finanzamt automatisch, ob sich durch die Freibeträge betragsmäßig ein höherer Steuervorteil ergibt als durch das Kindergeld (sog. Günstigerprüfung). Bei einem sehr hohen Einkommen ist die steuerliche Entlastung durch den Freibetrag höher als das Kindergeld. Ist der Steuervorteil geringer als das gezahlte Kindergeld, wird dies nicht zurückgefordert oder angerechnet. Nur soweit das Kindergeld über den Betrag hinausgeht, den die Eltern als Steuern zu viel gezahlt haben, ist es eine staatliche Förderung der Familien.

            Für die Steuerpflichtigen ist das Kindergeld deshalb auch im Einkommensteuergesetz geregelt. Nur für die nicht steuerpflichtigen Anspruchsberechtigten und für Vollwaisen, die das Kindergeld selbst erhalten, sind statt des Einkommensteuergesetzes die Regelungen des Bundeskindergeldgesetzes anzuwenden. Beide Gesetze enthalten jedoch im Kern identische Regelungen.

            
               !

               
                  Tipp: Eingehende Informationen findest du in der Broschüre »Merkblatt Kindergeld« der Agentur für Arbeit, die du im Internet unter 
                     www.arbeitsagentur.de
                   abrufen kannst. Du kannst dich aber auch an die für dich zuständige Familienkasse der Agentur für Arbeit wenden. Für Fragen und persönliche Anliegen steht dir auch die gebührenfreie Service-Rufnummer der Familienkasse zur Verfügung: Tel. 0800 455550.

            

         

         
            3.2   Berechtigte

            
               
                  
               

            

            Kindergeld wird grundsätzlich an den Kindergeldberechtigten (in der Regel die Eltern) ausgezahlt. Nur wenn das Kind Vollwaise ist oder den Aufenthalt seiner Eltern nicht kennt und kein anderer für dieses Kind bereits Kindergeld erhält, wird das Kindergeld direkt an das Kind ausgezahlt. Gleiches gilt, wenn der Kindergeldberechtigte seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind nicht nachkommt.

            Anspruch auf Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz besteht für Deutsche, wenn sie in Deutschland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, oder wenn sie im Ausland wohnen, aber in Deutschland unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind oder entsprechend behandelt werden.

            In Deutschland wohnende Ausländer können Kindergeld erhalten, wenn sie eine gültige Niederlassungserlaubnis haben. Auch bestimmte Aufenthaltstitel können einen Anspruch begründen. Freizügigkeitsberechtigte Staatsangehörige der Europäischen Union sowie des Europäischen Wirtschaftsraums und Staatsangehörige der Schweiz können Kindergeld unabhängig davon erhalten, ob sie eine Niederlassungs- oder Aufenthaltserlaubnis besitzen.

            In Ausnahmefällen kann Kindergeld als Sozialleistung nach dem Bundeskindergeldgesetz erhalten, wer im Ausland wohnt und in Deutschland nicht unbeschränkt steuerpflichtig ist, wenn er

            
               	
                  als Arbeitnehmer eine Beschäftigung ausübt, die der Beitragspflicht der Bundesagentur für Arbeit unterliegt,

               

               	
                  als Entwicklungshelfer oder Missionar tätig ist,

               

               	
                  als Beamter eine bei einer Einrichtung außerhalb Deutschlands zugewiesene Tätigkeit ausübt,

               

               	
                  als Ehegatte eines NATO-Truppenmitglieds in Deutschland lebt und die Staatsangehörigkeit eines EU-/EWR-Mitgliedsstaates besitzt oder

               

               	
                  in Deutschland beschäftigt oder selbstständig erwerbstätig ist oder Rente nach deutschen Rechtsvorschriften bezieht und in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union, des Europäischen Wirtschaftsraums bzw. in der Schweiz lebt.

               

            

         

         
            3.3   Kindergeld für minderjährige Kinder

            
               
                  
               

               
                  
               

            

            Bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres wird das Kindergeld für alle Kinder gezahlt. Der Berechtigte erhält es für Kinder

            
               	
                  die mit ihm im ersten Grad verwandt sind (also seine ehelichen, für ehelich erklärten, nichtehelichen oder adoptierten Kinder), und

               

               	
                  für Kinder seines Ehegatten (Stiefkinder) sowie Enkel- und Pflegekinder, die er in seinem Haushalt aufgenommen hat. Die Pflegekinder müssen wie eigene Kinder zur Familie gehören. Ein Obhuts- oder Betreuungsverhältnis zu den leiblichen Eltern darf nicht mehr bestehen.

               

            

            Kindergeld wird unabhängig von der Staatsangehörigkeit der Kinder gezahlt, wenn sie in Deutschland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Dasselbe gilt, wenn die Kinder in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums leben.

         

         
            3.4   Kindergeld für erwachsene Kinder

            
               
                  
               

               
                  
               

            

            Für Kinder, die das 18. Lebensjahr bereits vollendet haben, wird Kindergeld nur unter bestimmten zusätzlichen Voraussetzungen gezahlt.

            
               3.4.1   Volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres

               Für ein über 18 Jahre altes Kind kann bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres Kindergeld weitergezahlt werden,

               
                  	
                     solange es für einen Beruf ausgebildet wird.
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